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Alle im Landtag vertretenen Parteien waren sich darin 
einig, dass für die Akzeptanz des jungen Bundeslandes 
und seiner demokratischen Ordnung eine deutliche Ver-
besserung der Lebensumstände der Bevölkerung eine 
Grundvoraussetzung war. Dementsprechend stand die 
anhaltende katastrophale Versorgungslage regelmäßig 

im Mittelpunkt der politischen Debatten und der Regie-
rungsarbeit. Erst ab Jahresmitte 1948 konnte durch  
die Währungsreform in den westlichen Zonen und die 
Hilfen des Marshallplans eine Zeit des anhaltenden Auf-
schwungs eingeleitet werden, die in das „Wirtschafts-
wunder“ der Fünfzigerjahre mündete.  Der Wiederaufbau 
von Infrastruktur und Wirtschaft nahm deutlich an Fahrt 
auf, als die anfängliche Krise, die ebenfalls durch den 
radikalen Währungsschnitt verursacht worden war, 
abflaute. Zwar hatte direkt nach der Währungsreform 

das „Wunder der Schaufenster“ dazu geführt, dass längst 
entbehrte Waren wieder in den Handel gelangten. Den 
Menschen fehlte aber das Geld, um sie zu kaufen.  Die 
steigenden Lebenshaltungskosten bei stagnierenden Löh-
nen und wachsender Arbeitslosigkeit ließen die sozialen 
Unterschiede wieder deutlich hervortreten. Die Integra-
tion von Kriegsheimkehrern, Verfolgten des Nationalsozi-
alismus und der Zuzug von deutschen Flüchtlingen und 
Vertriebenen, gegen den sich die französische Besat-
zungsmacht mit Unterstützung der Landesregierung bis 
Anfang 1949 weitgehend erfolgreich wehrte, war eine 
schwierige wirtschaftliche und gesellschaftliche Aufgabe.  

Mit der zweiten Landtagswahl in Rheinland-Pfalz am  
29. April 1951 wurde deutlich, dass an die Stelle von 
Chaos und Zusammenbruch eine funktionierende staat
liche Ordnung getreten war, die weitgehend anerkannt 
wurde. Obwohl auf allen Ebenen des politischen Lebens 
das Desinteresse der Bevölkerung und die unzureichende 
politische Mitarbeit nach wie vor bemängelt wurden, 
zeigten die deutliche Steigerung der Wahlbeteiligung und 
die Halbierung der ungültigen Stimmen, dass die demo-
kratische Legitimierung der Aufbaugesellschaft in der 
Bevölkerung akzeptiert wurde.  
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Rheinland-Pfalz als aktiver 
Partner der Westintegration

Den Menschen in Rheinland-Pfalz waren die Informa- 
tionen über die Ausgabe von Lebensmitteln immer noch 
wichtiger als Nachrichten über Konferenzen, Sitzungen 
und politische Entscheidungen. Dennoch wurde Koblenz 
im Sommer 1948 zum Schauplatz der großen Politik. Im 

Schatten des sich zuspitzenden Ost-West-Konflikts, der 
nach der gemeinsamen Währungsreform der drei west
lichen Zonen seinen vorläufigen Höhepunkt in der Berlin-
Blockade fand, lud Ministerpräsident Peter Altmeier zu 
einer Konferenz in das Berghotel Rittersturz hoch über 
der Stadt ein. 

In Frankfurt hatten am 1. Juli 1948 die Militärgouverneure 
der Westzonen drei kurze Dokumente übergeben, die das 
Verfahren zur Gründung eines westdeutschen Staates 
formulierten und die Stellungnahme der Ministerpräsi-

denten einforderten. Während der Beratungen vom  
8. bis 10. Juli 1948, die mit einem enormen organisa- 
torischen Aufwand vorbereitet und begleitet wurden, 
konnten die entscheidenden Weichen für eine Staats-
gründung gestellt werden.  Die Koblenzer Beschlüsse vom 
10. Juli 1948 bekannten sich zu einem westdeutschen 
Staat und machten den Weg frei zur Bundesrepublik 
Deutschland und zum Grundgesetz. Rheinland-Pfalz war 
einer der Geburtshelfer und wurde Teil dieses neuen deut-
schen Staates. 

Von besonderer Bedeutung für das junge Bundesland war 
aber vor allem auch das Dokument 2, mit dem die Über-
prüfung der Ländergrenzen gefordert wurde – für Rhein-
land-Pfalz eine Frage der Existenz. Es war der geschickten 
Argumentation Altmeiers zu verdanken, dass sich keine 
Mehrheit für eine Neugliederung des künftigen Bundes-
gebietes fand und der Fortbestand des Landes vorerst 
gesichert war. Nach der Verabschiedung des Grund
gesetzes, das mit maßgeblicher Beteiligung von Adolf 
Süsterhenn, dem rheinland-pfälzischen Justizminister, 
erarbeitet worden war, kamen die Ministerpräsidenten 
am 25. und 26. August 1949 noch einmal auf dem Ritter-
sturz zusammen. Nach der Bundestagswahl beschlossen 
sie hier die Einberufung von Bundestag und Bundesrat 
sowie der Bundesversammlung und damit den Abschluss 
der Staatsgründung. Wie es Altmeier in seiner Abschluss-
rede formulierte, war dies ein Schritt auf dem Weg zur 
Vereinigung von ganz Deutschland. 
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Die ersten entbehrungsreichen Jahre nach dem Krieg 
waren überwunden. Man wollte wieder leben und sah 
voller Hoffnung in die Zukunft. Aber trotz aller Aufbruch
stimmung war die Realität hart und nach wie vor über-
schattet von den Folgen des Krieges. Viele Familien waren 
zerrissen, die Städte waren immer noch von den Ruinen 
geprägt und die Wohnverhältnisse waren nach wie vor 
angespannt. Erst am 1. März 1950 konnte das Rationie-
rungssystem für Lebensmittel aufgehoben werden. Die 
materiellen Verhältnisse waren bescheiden. Arbeitslosig-
keit und Preissteigerungen nach der Währungsreform 
setzten den Menschen zu. Aber die Lebensfreude und die 
Zuversicht wollte man sich nicht nehmen lassen. In der 
knappen Freizeit feierte man die ersten Karnevalsumzüge. 
Fußballspiele und die ersten Seifenkistenrennen zogen  
die Zuschauer in Scharen an. Überall wurde getanzt und  
es wurde geheiratet. Weinfeste und das sehr vielfältige 
kulturelle Angebot wurden intensiv genutzt. 

Natürlich wurde auch in der Kultur die Euphorie der direk-
ten Nachkriegszeit von den Folgen der Währungsreform 
gedämpft. Aber der Aufbruch in eine neue Zeit gelang 
durch Eigeninitiative und staatliche Förderung. Gefördert 
von der Kulturpolitik der französischen Besatzer vollzog 
sich in der Kunst endgültig ein Bruch mit alten Konventio-
nen. 1948 wurde die „Arbeitsgemeinschaft bildender 
Künstler am Mittelrhein“ gegründet. Deutschlandweit 
beispielhaft war die Einrichtung einer besonderen Form 
der Künstlerförderung. In Koblenz-Asterstein wurden in 
einer ehemaligen Kaserne ein Künstlerhaus eingerichtet 
und Stipendien für Künstlerinnen und Künstler vergeben. 
Auch das Koblenzer Stadttheater machte aus der Not  
eine Tugend und verschaffte mit der Gründung der  
Operettenfestspiele auf der Rheinlache seinen Künstlern 
eine neue Einnahmequelle und der Stadt Koblenz einen 
Touristenmagneten.  

Es war aber auch die Zeit einer konservativen und tradi
tionsbewussten Moral, wie die Auseinandersetzungen  
um den Kinofilm „Die Sünderin“ mit Hildegard Knef im 
Jahr 1951 deutlich zeigten. Es kam zu heftigen Debatten in 
den Zeitungen. Vor den Kinos demonstrierten die Gegner 
des Films, der schließlich einem Aufführungsverbot zum 
Opfer fiel. Ministerpräsident Altmeier erklärte, der Film 
sei „ein Schlag gegen die Ehre unserer Frauen und Mütter 
und gegen die Kraft unserer Jugend.“ Die öffentliche Moral 
gab sehr enge Grenzen vor. 
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Die durch die französische Militärregierung angeordnete 
Landesgründung durch die Verordnung Nr. 57 hatte für 
die Stadt Koblenz erhebliche Konsequenzen. Nicht 
Koblenz, sondern die rheinhessische Stadt Mainz wurde 
zur Landeshauptstadt des neuen Landes bestimmt. Die 
Einschätzung des Rheinischen Merkur, Koblenz trete  
„der berühmteren und größeren Schwester am Rhein 
diese Stellung neidlos, wenn auch nicht leichten Herzens 
ab“, kann als komplette Fehleinschätzung bezeichnet 
werden. Bereits mit dem Antrag von Oberbürgermeister 
und Bürgerrat vom 5. September 1946 zum Verbleib des 
Regierungssitzes in Koblenz deutete sich an, dass die 
Hauptstadtfrage zu Diskussionen und Konfrontationen 
führen würde, die allerdings intensiv mit der Frage um 
die Neugliederung der Bundesländer und der Akzeptanz 
des Landes verknüpft waren.

Nachdem der Mainzer Oberbürgermeister bereits im 
November 1948 verkündet hatte, dass einer Verlegung 
des Regierungssitzes nichts mehr im Wege stehe, wurden 
die folgenden Auseinandersetzungen seit 1949 mit der 
durch die Verabschiedung des Grundgesetzes wieder auf-
kommenden Diskussion um die Neugliederung der Län-
der verknüpft. Auf Drängen Altmeiers hatten die Franzo-
sen dem neuen Land die souveräne Entscheidung über 
seine Hauptstadt ermöglicht, worin der Ministerpräsi-

dent die Chance sah, die eigenständige landespolitische 
Entscheidungskompetenz und damit die Zukunftsfähig-
keit des Landes zu demonstrieren. Obwohl sich Altmeier 
von Anfang an für Mainz einsetzte, betonte der 
Ministerpräsident in seinen Verhandlungen mit den Fran-
zosen die Notwendigkeit eines Ausgleichs für die Stadt 
an Rhein und Mosel in Form des Verbleibs von oberen 
Landesbehörden und der Übernahme von Dienststellen 
des Bundes. Die Stadt Koblenz setzte sich mit der inten-
siven Unterstützung durch Wirtschaft und Kultur mit 
allen ihren Möglichkeiten gegen eine Entscheidung für 
Mainz zur Wehr. Dass die Hauptstadtfrage allerdings 
nicht in erster Linie eine status- und wirtschaftspolitische 
Frage für die Stadt Koblenz war, sondern zu einer ernsten 
Zerreißprobe für das junge Bundesland wurde, zeigte  
sich daran, dass insgesamt drei Anläufe nötig waren,  
um eine eindeutige Entscheidung für Mainz als Landes-
hauptstadt von Rheinland-Pfalz herbeiführen zu können. 

Bis zum Mai 1951 waren alle Ministerien und der Landtag 
in der rheinhessischen Stadt untergebracht, so dass am 
vierten Verfassungstag des Landes, am 18. Mai 1951, die 
erste Sitzung des Landtages im Deutschhaus stattfinden 
konnte. Die Entscheidung für Mainz war ein Stabilisie-
rungsfaktor, der es ermöglichte, dass die sehr unter-
schiedlichen Landesteile zu einem gemeinsamen Land 
zusammenwachsen konnten. Koblenz verlor diese Aus
einandersetzung, entwickelte sich aber erfolgreich zum 
Zentrum im Norden.  
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